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Die Forderungspfändung  
ermöglicht dem Gläubiger, 
mithilfe der staatlichen Voll-
streckungsorgane seine  
materiell-rechtlichen Ansprü-
che zu realisieren. Da sie meist 
erfolgreicher ist als die Sach-
pfändung, sollte der Gläubiger 
die mit ihr verbundenen  
Chancen nutzen.

Prof. Udo Hintzen konzentriert 
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Pfändungsschutzkontos. Ein 
Lexikon der Forderungsrechte, 
das zahlreiche weitere Pfän-
dungsmöglichkeiten aufzeigt, 
rundet die Darstellung ab.

Der Gläubiger erhält eine praxis-
gerechte Hilfestellung für die 
Forderungsvollstreckung. Tak-
tische Hinweise und Formulie-
rungsvorschläge unterstützen 
ihn bei der Durchsetzung seiner 
Unterhaltsansprüche oder 
sonstigen Geldforderungen.

Der Autor ist Diplom-Rechts-
pfleger und lehrte an der Hoch-
schule für Wirtschaft und Recht 
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und Insolvenzrecht.
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Vorwort

Die Zwangsvollstreckung dient der Realisierung des materiell-rechtlichen An-
spruchs des Gl!ubigers gegen den Schuldner. Der Gl!ubiger kann hierbei nicht in
Eigenregie vollstrecken, er muss sich immer staatlicher Vollstreckungsorgane be-
dienen. Die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in kÇrperliche Sachen
durch den Gerichtsvollzieher fÅhrt sehr h!ufig nicht zu dem fÅr den Gl!ubiger ge-
wÅnschten Ergebnis. Auch wenn die Sachpf!ndung seit dem 1.1.2013 nicht mehr
unabdingbare Voraussetzung fÅr ein sich anschließendes Verfahren zur VermÇgens-
auskunft ist, bietet die Forderungsvollstreckung dem Gl!ubiger eine wesentlich hÇ-
here Realisierungschance. Dabei muss der Gl!ubiger zwingend die vom Verord-
nungsgeber bereitgestellten Formulare nutzen, deren Handhabung nicht so einfach
ist. Noch kurz vor dem Jahreswechsel 2022/2023 wurde am 16.12.2022 die Ver-
ordnung zur AblÇsung der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung und
zur #nderung der Beratungshilfeformularverordnung und der Verbraucher-
insolvenzformularverordnung sowie zur Aufhebung der Gerichtsvollzieherfor-
mular-Verordnung verkÅndet (BGBl I 2022, 2368). Die bisher geltende Verord-
nung wurde außer Kraft gesetzt. Es wurden komplett neue Formulare entwickelt,
die ab sofort genutzt werden kÇnnen bzw. ab dem 1.12.2023 genutzt werden mÅs-
sen (befristete "bergangsregelung nach § 6 ZVFV).

Die MÇglichkeiten der Vollstreckung in Forderungsrechte des Schuldners sind sehr
vielf!ltig. Die AusfÅhrungen beschr!nken sich zun!chst auf die Pf!ndung von Ar-
beitseinkommen und den damit verbundenen NebeneinkÅnften. Da die Dynamisie-
rung der Pf!ndungsfreibetr!ge j!hrlich erfolgt und die Freibetr!ge somit kontinu-
ierlich zum 1.7. eines Jahres steigen, ergibt sich fÅr den Gl!ubiger nicht immer ein
pf!ndbarer Betrag. Umso wichtiger ist die Kenntnis und Handhabung von Zusatz-
antr!gen, den pf!ndbaren Betrag zu erhÇhen. Erl!utert werden weiter die Pf!ndung
von SozialleistungsansprÅchen und die Kontenpf!ndung (nebst einem "berblick
zum Pf!ndungsschutzkonto). In Zeiten der Covid-19-Pandemie wurden zahlreiche
UnterstÅtzungsleistungen und Pr!mienzahlungen vom Gesetzgeber festgelegt, de-
ren Pf!ndbarkeit oft unterschiedlich gesehen wurde. Mit Beginn der sog. Energie-
krise folgten weitere andere gesetzlichen Leistungen zur UnterstÅtzung der BevÇl-
kerung und auch hier ist die Frage der Pf!ndbarkeit immer wieder umstritten. In § 5
ist daneben ein Lexikon der Forderungsrechte mit ausgew!hlten pf!ndbaren An-
sprÅchen aufgenommen.

Das vorliegende Werk will dem Gl!ubiger eine praxisgerechte Hilfestellung fÅr die
Forderungsvollstreckung geben. Mit "bersichten, hervorgehobenen taktischen Hin-
weisen und Formulierungsvorschl!gen Åber die Texte in den amtlichen Vollstre-
ckungsformularen hinaus erh!lt der Leser alle wichtigen Informationen und Hilfs-
mittel. Besonderer Wert wurde auch auf Tendenzen in der Rechtsprechung gelegt,
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die durch zahlreiche, auch untere instanzgerichtliche Entscheidungen dokumentiert
werden. Dem Verlag gilt mein Dank fÅr die kontinuierliche Betreuung und Neuauf-
lagen der Werke „Pf!ndung und Vollstreckung im Grundbuch“, „Zwangsversteige-
rung von Immobilien“ und „Pf!ndung durch den Gerichtsvollzieher“ und natÅrlich
auch fÅr die gute Betreuung dieses Werks.

Kritik und Anregungen aus der Leserschaft werden jederzeit dankbar entgegen-
genommen.

Berlin, im Januar 2023 Udo Hintzen

Vorwort
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§ 1 Forderungspf!ndung

A. Einleitung

Welchen tats!chlichen Wert der im Erkenntnisverfahren erstrittene Titel hat, zeigt
sich erst im Rahmen der Zwangsvollstreckung. Die Zwangsvollstreckung dient der
Realisierung des materiell-rechtlichen Anspruchs des Gl!ubigers gegen den
Schuldner. Der Gl!ubiger kann hierbei nicht in eigener Regie vollstrecken, er muss
sich immer der staatlichen Vollstreckungsorgane (Gerichtsvollzieher, Vollstre-
ckungsgericht, Arrestgericht, Prozessgericht, Grundbuchgericht) bedienen.

Mit Gesetzentwurf v. 27.1.19951 hatte der Bundesrat ein „Zweites Gesetz zur $n-
derung zwangsvollstreckungsrechtlicher Vorschriften“ (2. Zwangsvollstreckungs-
novelle) vorgelegt. Ziel der Novellierung war und ist die Realisierung fÅr dringend
erachteter Gesetzes!nderungen zur Vereinfachung und Beschleunigung des
Zwangsvollstreckungsrechts unter Beachtung verfassungskonformer Reformbedin-
gungen.2 Die $nderungen nach der Zivilprozessordnung sind am 1.1.1999 zeit-
gleich mit der InsO in Kraft getreten. Eine Statistik Åber die Auswirkungen im Be-
reich der Forderungspf!ndung gibt es nicht.

Mit der Reform des Kontopf!ndungsschutzes3 wurde erstmalig ein sog. Pf!ndungs-
schutzkonto („P-Konto“) eingefÅhrt. Das Gesetz ist am 1.7.2010 in Kraft getreten.
Als Schwerpunkt der Reform ist der automatische Pf!ndungsschutz zu bezeichnen.
Auf diesem Konto erh!lt ein Schuldner fÅr sein Guthaben einen automatischen Ba-
sispf!ndungsschutz in HÇhe seines Pf!ndungsfreibetrages. Dabei kommt es nicht
darauf an, aus welchen EinkÅnften dieses Guthaben herrÅhrt, also beispielsweise
ist nicht nur das Guthaben aus Arbeitseinkommen geschÅtzt; dies ist ausdrÅcklich
so gewollt. Auch Selbstst!ndige genießen damit Pf!ndungsschutz fÅr ihr Kontogut-
haben. Jeder Kunde kann von seiner Bank oder Sparkasse verlangen, dass sein Gi-
rokonto als P-Konto gefÅhrt wird. Mit dieser Reform ist die Zahl der Pf!ndungen in
Konten deutlich gesunken.

Zum 1.12.2021 sind die $nderungen aufgrund des Gesetzes zur Fortentwicklung
des Rechts des Pf!ndungsschutzkontos und zur $nderung von Vorschriften des
Pf!ndungsschutzes (Pf!ndungsschutzkonto-Fortentwicklungsgesetz – PKoFoG4) in
Kraft getreten. Die Evaluierung hat in dem im Jahr 2016 vorgelegten Schluss-
bericht ergeben, dass das P-Konto sich seit seiner EinfÅhrung in der Praxis bew!hrt
hat, aber noch in einzelnen Bereichen Verbesserungsbedarf besteht. DarÅber hinaus
werden weitere vollstreckungsrechtliche Fragen aufgegriffen, die vom Petitionsaus-

§ 1

25

1 BR-Drucks 13/341.
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4 BGBl I 2020, 2466.
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schuss des Deutschen Bundestages und aus der vollstreckungsrechtlichen Praxis an
die Bundesregierung herangetragen worden sind. Dies betrifft den Zeitraum fÅr die
Anpassung der Pf!ndungsfreigrenzen (j!hrlich zum 1.7.), den Pf!ndungsschutz von
Gegenst!nden, die zur ReligionsausÅbung bestimmt sind (§ 811 Abs. 1 Nr. 10, 10a
ZPO), sowie den Vollstreckungsschutz fÅr Sachen, die der ErfÅllung Çffentlicher
Aufgaben dienen (§ 882a ZPO). Die Neuregelung hat eine Neustrukturierung der
Vorschriften zum Kontopf!ndungsschutz in der ZPO zur Folge, wobei zugleich die
Begrifflichkeiten aktualisiert wurden: So wird statt des bislang verwandten Begriffs
„Girokonto“ nunmehr der Begriff „Zahlungskonto“ und fÅr die Bezeichnung „Kre-
ditinstitut“ die Bezeichnung „Zahlungsinstitut“ verwandt. Die Wirkungen des Pf!n-
dungsschutzkontos sind in einem eigenen Abschnitt des 8. Buches der ZPO gere-
gelt (§§ 899 ff. ZPO). Aufgenommen wurden ferner Vorschriften fÅr die Pf!ndung
eines Gemeinschaftskontos und fÅr den Kontenwechsel (§ 850l und § 850k ZPO).
Zudem wird der Pf!ndungsschutz bei debitorischen Konten verbessert (§ 901 ZPO).
Ferner wird dem Schuldner der Zugang zu Nachweisen zur ErhÇhung des Grund-
freibetrags erleichtert. Außerdem werden fÅr die F!lle, in denen die Vollstreckungs-
gerichte oder die Vollstreckungsstellen Çffentlicher Gl!ubiger bei der Sicherstel-
lung des Kontopf!ndungsschutzes mitwirken mÅssen, Klarstellungen getroffen.

Zur Vereinfachung und Vereinheitlichung und damit wesentlich fÅr die Forderungs-
pf!ndung ist auch die EinfÅhrung des Vordruckzwangs gewesen. Allerdings ist der
Inhalt der zwingend zu nutzenden Formulare aufgrund der Verordnung Åber For-
mulare fÅr die Zwangsvollstreckung (Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung –
ZVFV) vom 23.8.2012,5 ge!ndert durch Artikel 1 der Verordnung vom 16.6.20146

nicht immer eindeutig. Auf der Grundlage von § 758a Abs. 6 und § 829 Abs. 4 ZPO
hat das BMJ Formulare fÅr den Antrag auf Erlass einer richterlichen Durch-
suchungsanordnung und Formulare fÅr den Antrag auf Erlass eines Pf!ndungs- und
"berweisungsbeschlusses eingefÅhrt. Diese Formulare wurden ab dem 1.3.2013
verbindlich. Allerdings war und ist weiterhin nicht unbestritten, ob der Formzwang
nur fÅr den Antrag selbst gilt (§ 2 ZVFV: „FÅr den Antrag auf Erlass eines Pf!n-
dungs- und "berweisungsbeschlusses [...] werden folgende Formulare eingefÅhrt
[...]“) oder auch fÅr das gesamte Formular, einschließlich des gerichtlichen Be-
schlusses (§ 3 ZVFV: „Vom 1.3.2013 an sind die [...] Formulare verbindlich zu nut-
zen.“). Richtig sein kann aber nur, dass der Antrag des Gl!ubigers verbindlich vor-
gegeben wird. Der Inhalt eines gerichtlichen Beschlusses kann nicht vom
Verordnungsgeber verbindlich vorgeschrieben werden.

Das BMJV hat auch von der Erm!chtigung des § 753 Abs. 3 ZPO Gebrauch ge-
macht und ein Formular fÅr den Vollstreckungsauftrag an den Gerichtsvollzieher
(Gerichtsvollzieherformular-Verordnung – GVFV) eingefÅhrt. Mit Wirkung vom
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1.12.2016 ist das Formular insbesondere wegen neuer rechtlicher Regelungen Åber-
arbeitet worden. Die neuen Regelungen sind mit dem Gesetz zur DurchfÅhrung der
Verordnung (EU) Nr. 655/2014 sowie zur $nderung sonstiger zivilprozessualer,
grundbuchrechtlicher und vermÇgensrechtlicher Vorschriften und zur $nderung
der Justizbeitreibungsordnung (EuKoPfVODG) vom 21.11.20167 eingefÅhrt wor-
den.

Aktuell:

Am 16.12.2022 wurde die Verordnung zur AblÇsung der Zwangsvollstre-
ckungsformular-Verordnung und zur #nderung der Beratungshilfeformular-
verordnung und der Verbraucherinsolvenzformularverordnung sowie zur
Aufhebung der Gerichtsvollzieherformular-Verordnung verkÅndet.8 Die bisher
geltende Verordnung wurde außer Kraft gesetzt. Es wurden komplett neue Formu-
lare entwickelt, die ab sofort genutzt werden mÅssen. Allerdings gibt es eine befris-
tete "bergangsregelung nach § 6 ZVFV. FÅr Vollstreckungsauftr!ge an Gerichts-
vollzieher zur Zwangsvollstreckung privatrechtlicher Geldforderungen, die vor
dem 1.12.2023 gestellt werden, dÅrfen die bis einschließlich 21.12.2022 fÅr solche
Auftr!ge durch die Gerichtsvollzieher-Formularverordnung bestimmten Formulare
weiter genutzt werden. Sofern die Nutzung der Formulare der Anlagen 1 und 6 fÅr
Vollstreckungsauftr!ge an Gerichtsvollzieher zur Zwangsvollstreckung Çffentlich-
rechtlicher Geldforderungen verbindlich ist, mÅssen diese Formulare nur fÅr solche
Vollstreckungsauftr!ge genutzt werden, die ab dem 1.6.2024 gestellt werden. FÅr
Antr!ge auf Erlass einer richterlichen Durchsuchungsanordnung nach § 758a
Abs. 1 ZPO, auf Erlass eines Pf!ndungs- und "berweisungsbeschlusses nach
§§ 829 und 835 ZPO, die vor dem 1.12.2023 gestellt werden, dÅrfen die bis ein-
schließlich 21.12.2022 fÅr solche Antr!ge bestimmten Formulare weiter genutzt
werden.

Die Formulare werden in den Antrag, den Beschlussentwurf und weitere zu nutzen-
den Anlagen unterteilt. Beispielhaft besteht das Formular fÅr den Pf!ndungs- und
"berweisungsbeschluss zun!chst aus einem zweiseitigen Antragsformular. Weiter
gibt es ein neunseitiges Formular fÅr den Beschluss Pf!ndung und Pf!ndung und
"berweisung. Abschließend muss der Antragsteller dann noch das zweiseitige For-
mular fÅr die Forderungsaufstellung (getrennt fÅr eine „normale“ Forderung oder
fÅr UnterhaltsansprÅche) beifÅgen. Die bereits frÅher ge!ußerte Kritik an der Ver-
bindlichkeit des Inhalts eines gerichtlichen Beschlusses ist mit der neuen Verord-
nung aber nicht behoben, ich bleibe dabei, der Beschlussinhalt kann nicht vom Ver-
ordnungsgeber verbindlich vorgeschrieben werden.

Aufgrund eines der gewichtigen Reformziele des Insolvenzrechts, dem redlichen
Schuldner die MÇglichkeit der Restschuldbefreiung zu gew!hren, sind zahlreiche
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Beschr!nkungen und Verbote im Bereich der Pf!ndung allgemein, aber speziell
auch im Bereich der Abtretung bzw. Pf!ndung des Arbeitseinkommens in der InsO
geregelt. Nach wie vor gehÇrt die Reform des Insolvenzrechts zu den wichtigsten
Reformprojekten seitens des Gesetzgebers. Nach dem Inkrafttreten des MoMiG am
1.11.2008 folgte das Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung von Unter-
nehmen (ESUG) vom 7.12.2011, welches am 13.12.20119 verkÅndet worden ist.
Nach Art. 11 des Gesetzes sind die Art. 1–3, 6 und 9, bei denen es sich um die we-
sentlichen materiellen Bestimmungen handelt, am 1.3.2012 in Kraft getreten; die
Åbrigen Artikel (u.a. also auch das Insolvenzstatistikgesetz) sind am 1.1.2013 in
Kraft getreten. Im Rahmen dieser $nderung erfolgte auch die VollÅbertragung des
Insolvenzplanverfahrens auf den Richter. Mit dem Gesetz zur VerkÅrzung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens und zur St!rkung der Gl!ubigerrechte soll insolventen
ExistenzgrÅndern und Verbrauchern schneller als bisher eine zweite Chance er-
mÇglicht werden, wenn sie einen Teil ihrer Schulden sowie die Verfahrenskosten
begleichen. Die Gl!ubiger profitieren ebenfalls von dieser Beschleunigung, weil
die Schuldner einen gezielten Anreiz erhalten, mÇglichst viel zu bezahlen. DarÅber
hinaus enth!lt das Gesetz Regelungen zur VerkÅrzung und Umgestaltung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens, zur St!rkung der Gl!ubigerrechte und zur insolvenz-
rechtlichen Stellung von Mitgliedern von Wohnungsgenossenschaften. Auch sieht
die Reform die Zulassung des Insolvenzplanverfahrens fÅr Verbraucher vor – eine
weitere MÇglichkeit, dass sich Schuldner und Gl!ubiger im Insolvenzverfahren
Åber die Regulierung der Verbindlichkeiten einigen. Das Gesetz vom 15.7.201310

ist mit den wesentlichen Teilen seit dem 1.7.2014 in Kraft.

Im Rahmen der dritten Stufe der Insolvenzrechtsreform wurde das Gesetz zur Er-
leichterung der Bew!ltigung von Konzerninsolvenzen vom 13.4.2017 am 21.4.2017
verkÅndet.11 Die Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europ!ischen Parlaments und des
Rates vom 20.6.2019 Åber pr!ventive Restrukturierungsrahmen, Åber Entschuldung
und Åber T!tigkeitsverbote sowie Åber Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz
von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur $nderung
der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie Åber Restrukturierung und Insolvenz12)
und die Evaluation des Gesetzes zur weiteren Erleichterung der Sanierung von Un-
ternehmen vom 7.12.201113 sind die wesentlichen Grundlagen fÅr das Gesetz zur
Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (Sanierungs- und Insolvenz-
rechtsfortentwicklungsgesetz – SanInsFoG14) gewesen. Aber auch die wirtschaftli-
chen Folgen der anhaltenden COVID-19-Pandemie sieht der Gesetzgeber als An-
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10 BGBl I 2013, 2379.
11 BGBl I 2017, 866.
12 ABl Nr. L 172, 18 v. 26.6.2019.
13 BT-DT-Drs. 19/4880 v. 11.10.2018.
14 BGBl I 2020, 3256.
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halt fÅr gesetzliche Regeln zur Durch- und Umsetzung von Sanierungen im Vorfeld
eines Insolvenzverfahrens. Daher wurde als Art. 1 des SanInsFoG gleichzeitig das
Unternehmensstabilisierungs- und –restrukturierungsgesetz (StaRUG) mit 102 Vor-
schriften in Kraft gesetzt.

Die fÅr die Einzelzwangsvollstreckung (Singularvollstreckung) maßgebenden
Vorschriften sind im 8. Buch der ZPO geregelt. Zur Zwangsvollstreckung geeignet
sind aber nicht nur notwendigerweise die im Erkenntnisverfahren erstrittenen
rechtskr!ftigen oder vorl!ufig vollstreckbaren Endurteile (§ 704 ZPO), sondern
selbstverst!ndlich auch die Vollstreckungstitel nach § 794 ZPO. In allen F!llen ist
jedoch Voraussetzung, dass es sich um einen Leistungsanspruch des Schuldners
handelt, da z.B. Feststellungs- und Gestaltungsurteile keinen vollstreckbaren Inhalt
haben.

Die dortigen Vorschriften der ZPO gelten auch kraft Gesetzes fÅr die Vollstreckung
aus arbeitsgerichtlichen Urteilen (§ 62 Abs. 2, § 85 Abs. 1 S. 3 ArbGG). Vollstre-
ckungsf!hig ist daher auch ein Urteil auf Zahlung eines Bruttolohns,15 nicht aber
die Verurteilung zur Zahlung eines Bruttobetrags mit der Maßgabe, dass der pf!nd-
bare Nettobetrag an den Pf!ndungsgl!ubiger zu zahlen ist.16 In jedem Fall kann der
Schuldner (Arbeitgeber) die Zahlung von Lohnsteuer und Sozialversicherung durch
Quittung auch in der Zwangsvollstreckung geltend machen.17

Auch nach der Reform der Sachaufkl!rung in der Zwangsvollstreckung bietet die
Forderungsvollstreckung eine hÇhere Realisierungschance des titulierten Gl!u-
bigeranspruchs. Bei der Vielzahl der denkbaren MÇglichkeiten der Vollstreckung
in Forderungsrechte des Schuldners musste zwangsl!ufig nachfolgend eine Aus-
wahl getroffen werden. Die nachfolgenden AusfÅhrungen beschr!nken sich daher
im Wesentlichen auf die Pf!ndung von Arbeitseinkommen, die damit verbundenen
NebenansprÅche, die Pf!ndung von SozialleistungsansprÅchen und die Konten-
pf!ndung. Zahlreiche andere Pf!ndungsmÇglichkeiten sind im "berblick am Ende
angefÅhrt.
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15 BGH v. 7.5.1966 – 3 AZR 529/65, DB 1966, 1196; LG Freiburg v. 10.5.1982 – 9 T 4/82, Rpfleger
1982, 347; BAG v. 29.8.1984 – 7 AZR 34/83, NJW 1985, 646; OLG Frankfurt v. 29.1.1990 – 20 W
516/89, JurBÅro 1990, 920; LAG BaWÅ v. 28.4.1993 – 12 Sa 15/93, BB 1993, 1876; AG BrÅhl v.
12.7.2017 – 44 M 367/17, juris; Musielak/Voit/Lackmann, ZPO, § 704 Rn 7.

16 LAG Niedersachsen v. 18.2.1992 – 14 Ta 340/91, NZA 1992, 713.
17 § 775 Nr. 4, 5 ZPO; Musielak/Voit/Lackmann, ZPO, § 704 Rn 7.
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B. Pf!ndungsverfahren

I. Zust!ndigkeit

1. Sachliche Zust!ndigkeit

FÅr die Zwangsvollstreckung in Forderungen und andere VermÇgensrechte ist grds.
das Amtsgericht als Vollstreckungsgericht zust!ndig (§§ 828, 764 ZPO). Diese Zu-
st!ndigkeit gilt auch fÅr die Vollstreckung aus einem arbeitsgerichtlichen Titel
(§ 62 ArbGG). Ebenso wird die Zust!ndigkeit des Amtsgerichts fÅr die Vollstre-
ckung aus einer verwaltungsgerichtlichen Entscheidung begrÅndet.18

FÅr die Vollstreckung aus einem familiengerichtlichen Titel ist ebenfalls das
Vollstreckungsgericht, und nicht das amtsgerichtliche Familiengericht, zust!n-
dig.19

Zust!ndig fÅr die Pf!ndung einer Marke ist nicht das Gericht fÅr Kennzeichen-
streitsachen, sondern ebenfalls das Amtsgericht als Vollstreckungsgericht.20

Bei der Pf!ndung aufgrund eines Arrestbefehls ist das Arrestgericht als Vollstre-
ckungsgericht zust!ndig (§ 930 Abs. 1 S. 3 ZPO), welches ggf. auch das Land-
gericht sein kann.

2. #rtliche Zust!ndigkeit

#rtlich ist grds. das Amtsgericht als Vollstreckungsgericht zust!ndig, bei dem der
Schuldner im Inland seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, d.h. das Gericht am
Wohnort des Schuldners (§§ 13–19 ZPO). Bei einem Soldaten ist § 9 BGB zu be-
achten.21

Hilfsweise ist das Amtsgericht zust!ndig, bei dem nach § 23 ZPO gegen den
Schuldner Klage erhoben werden kann (Gerichtsstand des VermÇgens und des
Streitgegenstands). Hiernach ist das inl!ndische Vollstreckungsgericht auch dann
international zust!ndig, wenn lediglich der Drittschuldner seinen Wohnsitz im In-
land hat. Art. 3 Abs. 2 EuGVO steht der Anwendbarkeit dieser Vorschrift als inter-
nationale Zust!ndigkeitsnorm nicht entgegen.22 Besitzt der Schuldner keinen Ge-
richtsstand im Inland, besteht eine Zust!ndigkeit des Vollstreckungsgerichts bei
einer Vollstreckung in eine Guthabenforderung einer Bank nicht am Sitz der Nie-
derlassung sondern alleine am Sitz des Drittschuldners (§ 828 Abs. 2, §§ 21, 23 S. 2
ZPO).23 Nach dem Sachverhalt hat der Gl!ubiger einen Pf!ndungs- und "berwei-
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18 OVG MÅnster v. 20.3.1985 – 17 B 1171/83, Rpfleger 1986, 152.
19 BGH v. 31.1.1979 – IVARZ 111/78, NJW 1979, 1048.
20 LG DÅsseldorf v. 26.3.1998 – 4 OH 1/98, Rpfleger 1998, 356 = JurBÅro 1998, 493.
21 AG Hannover v. 19.7.2007 – 711 M 115692/07, juris (fÅr Zeit- und Berufssoldaten).
22 OLG SaarbrÅcken v. 11.7.2000 – 5 W 369/99 – 102, 5 W 369/99, IPRax 2001, 456.
23 LG Frankfurt am Main v. 7.3.2016 – 2–09 T 85/16, Rpfleger 2016, 661.
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sungsbeschluss erwirkt, mit dem Forderungen der Schuldnerin (der Republik Ar-
gentinien) gegenÅber der Drittschuldnerin, die ihren Sitz in London hat und in
Frankfurt am Main eine Niederlassung unterh!lt, gepf!ndet und dem Gl!ubiger zur
Einziehung Åberwiesen worden sind.

Hat der Schuldner im Inland keinen Wohnsitz, ist das Amtsgericht des Aufent-
haltsorts, und wenn ein solches nicht bekannt ist, das letzte Wohnsitzgericht des
Schuldners zust!ndig. Fehlt es einer Gesellschaft an einem eindeutig satzungs-
m!ßig bestimmten Sitz (hier: eines der 11 Amtsgerichte in Berlin), so greift § 17
Abs. 1 S. 2 ZPO ein, wonach der Ort als Sitz gilt, wo die Verwaltung gefÅhrt wird
und wo dann auch vor dem Amtsgericht als Çrtlich zust!ndigem Gericht ein Pf!n-
dungs- und "berweisungsbeschluss zu beantragen ist.24 Nach anderer Ansicht
kommt der besondere Gerichtsstand des Aufenthaltsorts fÅr eine Zust!ndigkeit des
Vollstreckungsgerichts nicht in Betracht, weil § 828 Abs. 2 ZPO nur auf den all-
gemeinen Gerichtsstand des Schuldners und daher nur auf die §§ 12–19a ZPO so-
wie – bei fehlendem allgemeinen Gerichtsstand im Inland – nur auf den besonderen
Gerichtsstand nach § 23 ZPO verweist. Andere besondere Gerichtsst!nde scheiden
somit als AnknÅpfungspunkt fÅr eine Zust!ndigkeit des Vollstreckungsgerichts aus.
Der bloße Strafantritt hat noch keine Aufgabe des Wohnsitzes zur Folge. Ob ein
unfreiwilliger Aufenthalt in einer Justizvollzugsanstalt Åberhaupt einen Wohnsitz
zu begrÅnden vermag, ist wegen des fehlenden Domizilwillens zudem fraglich.25

Grds. ist jeder Anspruch, der Åbertragbar ist, auch pf!ndbar (§ 851 ZPO). Aller-
dings muss der Anspruch der deutschen Gerichtsbarkeit unterworfen sein. #ffent-
lich-rechtliche GebÅhrenansprÅche eines ausl!ndischen Staates (hier: Zahlungs-
ansprÅche der Russischen FÇderation aus Einr!umung von "berflugrechten,
Transitrechten und Einflugrechten) unterliegen nach Auffassung des BGH nicht
der internationalen Zust!ndigkeit deutscher Gerichte und daher nicht dem inl!ndi-
schen Vollstreckungszugriff, sie kÇnnen somit nicht gepf!ndet werden.26 In einer
weiteren Entscheidung stellt der BGH27 klar, dass bei Maßnahmen der Zwangsvoll-
streckung gegen einen fremden Staat nicht auf die seiner diplomatischen Vertretung
zur Wahrnehmung ihrer amtlichen Funktion dienenden Gegenst!nde zugegriffen
werden darf, sofern dadurch die ErfÅllung der diplomatischen T!tigkeit beeintr!ch-
tigt werden kÇnnte. Aus der in dem Investitionsschutzvertrag zwischen der BRD
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken v. 13.6.1989 (BGBl II 1990,
342) enthaltenen Schiedsvereinbarung ergibt sich fÅr das Zwangsvollstreckungs-
verfahren kein Verzicht auf Immunit!t. Daher sind „UmsatzsteuerrÅckerstat-
tungsansprÅche gegen die Bundesrepublik Deutschland gem!ß der Verordnung
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Åber die Erstattung von USt an ausl!ndische st!ndige diplomatische Missionen und
berufskonsularische Vertretungen sowie an ihre ausl!ndischen Mitglieder (USt-
ErstV) v. 3.10.1988 im Wege des VergÅtungsverfahrens und sonstige Umsatzsteuer-
rÅckerstattungsansprÅche, unabh!ngig aus welchem Rechtsgrund“ unpf!ndbar.

In einem anderen Fall wollte der Gl!ubiger „alle AnsprÅche der Schuldnerin an die
Drittschuldnerin aus gegenw!rtigen und zukÅnftigen Mietzinszahlungen fÅr das
von der Drittschuldnerin von der Schuldnerin gemietete Ladenlokal, einschließlich
Vorauszahlungen, Nachzahlungen von Geldbetr!gen fÅr Nebenkosten, Heizung,
Warmwasser, Mietkautionen, Kostenerstattungen aus Dienstleistungen, Reparatu-
ren und Renovierungen, Umbauten, Einbauten, sowie s!mtliche AnsprÅche wie
gegenw!rtige und zukÅnftige SchadensersatzansprÅche der Schuldnerin an die
Drittschuldnerin“ pf!nden. Drittschuldner ist die „Russische FÇderation, beim Ad-
ministrativen BÅro des Pr!sidenten der Russischen FÇderation, N., M., Russland
auch handelnd unter Russisches Haus der Wissenschaft und Kultur, ausl!ndische
Vertretung des Russischen Zentrums fÅr internationale wissenschaftliche und kul-
turelle Zusammenarbeit bei dem Außenministerium der Russischen FÇderation“.
Zu diesem Sachverhalt stellt der BGH28 fest, dass die einem ausl!ndischen Staat
zustehenden Forderungen aus der Vermietung eines im Inland gelegenen Objekts,
die ausschließlich fÅr den Erhalt einer kulturellen Einrichtung dieses Staates ver-
wendet werden, hoheitlichen Zwecken dienen und damit der Vollstreckungsimmu-
nit!t unterliegen. Die von der Rechtsprechung zum Schutz diplomatisch und kon-
sularisch genutzter Gegenst!nde gestellten Anforderungen an den Nachweis des
Verwendungszwecks gelten in gleicher Weise fÅr sonstige hoheitlich genutzte Ge-
genst!nde und VermÇgenswerte einer an der Staatenimmunit!t teilhabenden kultu-
rellen Einrichtung.29 Mit der Pf!ndung der angeblichen AnsprÅche der Schuldnerin
gegen die Drittschuldnerin aus dem Mietverh!ltnis ist die allgemeine Staatenimmu-
nit!t der Schuldnerin verletzt. Das Russische Haus als ausl!ndische Vertretung des
Russischen Zentrums fÅr internationale, wissenschaftliche und kulturelle Zusam-
menarbeit bei dem Außenministerium der Russischen FÇderation ist eine Kultur-
einrichtung der Schuldnerin, deren hoheitliche VermÇgenswerte von der Vollstre-
ckungsimmunit!t umfasst werden.

Deutsche Vollstreckungsgerichte sind auch nicht zust!ndig fÅr die Vollstreckung in
Zoll- und Steuerforderungen ausl!ndischer Staaten (hier: Republik Argenti-
nien).30 Trotz der Regelung des § 23 ZPO ist eine internationale Zust!ndigkeit
nicht begrÅndet, weil die Zwangsvollstreckung in eine Çffentlich-rechtliche Forde-
rung eines anderen Staates erfolgt. Die internationale Zust!ndigkeit deutscher Ge-
richte fÅr das Zwangsvollstreckungsverfahren setzt voraus, dass die Zwangsvoll-
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28 BGH v. 1.10.2009 – VII ZB 37/08, Rpfleger 2010, 88 = NJW 2010, 769 = MDR 2010, 109.
29 Im Anschluss an BGH v. 4.10.2005 – VII ZB 8/05, Rpfleger 2006, 133 = NJW-RR 2006, 425.
30 BGH v. 25.11.2010 – VII ZB 120/09, Rpfleger 2011, 223 = NJW-RR 2011, 647.
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